
Auszug aus dem Hochschulgesetz NRW, §§ 36 - 39 
 

§ 36 

 Einstellungsvoraussetzungen für Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer 

 

(1) Einstellungsvoraussetzungen für Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer sind neben 
den allgemeinen dienstrechtlichen Voraussetzungen: 

1. Abgeschlossenes Hochschulstudium; 

2. pädagogische Eignung, die durch eine entsprechende Vorbildung nachgewiesen oder 
ausnahmsweise im Berufungsverfahren festgestellt wird; § 123 Absatz 3 des 
Landesbeamtengesetzes bleibt unberührt; 

3. besondere Befähigung zu wissenschaftlicher Arbeit, die in der Regel durch die Qualität 
einer Promotion nachgewiesen wird; 

4. für Professorinnen und Professoren an Universitäten darüber hinaus zusätzliche 
wissenschaftliche Leistungen, die ausschließlich und umfassend im Berufungsverfahren 
bewertet werden; diese Leistungen werden im Rahmen einer Juniorprofessur, einer 
Habilitation oder einer Tätigkeit als wissenschaftliche Mitarbeiterin oder als 
wissenschaftlicher Mitarbeiter an einer Hochschule oder einer außeruniversitären 
Forschungseinrichtung oder im Rahmen einer wissenschaftlichen Tätigkeit in Wirtschaft, 
Verwaltung oder in einem anderen gesellschaftlichen Bereich im In- oder Ausland erbracht; 
Halbsatz 2 gilt nur bei der Berufung in ein erstes Professorenamt; 

5. für Professorinnen und Professoren an Fachhochschulen darüber hinaus besondere 
Leistungen bei der Anwendung oder Entwicklung wissenschaftlicher Erkenntnisse und 
Methoden, die während einer fünfjährigen berufspraktischen Tätigkeit, von denen 
mindestens drei Jahre außerhalb des Hochschulbereichs ausgeübt worden sein müssen, auf 
einem Gebiet erbracht wurden, das ihren Fächern entspricht; soweit es in besonderen 
Ausnahmefällen der Eigenart des Faches und den Anforderungen der Stelle entspricht, 
können an die Stelle dieser Voraussetzungen zusätzliche wissenschaftliche Leistungen 
gemäß Nummer 4 treten; 

6. für Professorinnen und Professoren mit ärztlichen oder zahnärztlichen Aufgaben darüber 
hinaus die Anerkennung als Gebietsärztin oder Gebietsarzt oder Gebietszahnärztin oder 
Gebietszahnarzt, soweit für das betreffende Fachgebiet nach den gesetzlichen Vorschriften 
eine entsprechende Weiterbildung vorgesehen ist; Juniorprofessorinnen und 
Juniorprofessoren sollen die Vorbildungen nach Halbsatz 1 nachweisen. 

(2) In künstlerischen Fächern kann abweichend von Absatz 1 Nummer 3 bis 5 als 
Professorin oder Professor eingestellt werden, wer eine besondere Befähigung zu 
künstlerischer Arbeit und zusätzliche künstlerische Leistungen nachweist. Der Nachweis der 
zusätzlichen künstlerischen Leistungen wird in der Regel durch besondere Leistungen 
während einer fünfjährigen künstlerischen Tätigkeit erbracht, von der mindestens drei Jahre 
außerhalb des Hochschulbereichs ausgeübt worden sein müssen. 



(3) Soweit es der Eigenart des Faches und den Anforderungen der Stelle entspricht, kann 
abweichend von Absatz 1 Nummer 1, 3 bis 5 auch eingestellt werden, wer hervorragende 
fachbezogene Leistungen in der Praxis nachweist. 

(4) Bei Bewerberinnen und Bewerbern, die am 1. April 2000 bereits Professorinnen oder 
Professoren an einer Fachhochschule des Landes waren, gelten die Voraussetzungen des 
Absatzes 1 Nummer 3 und Nummer 5 Halbsatz 1 als erfüllt. 

 

§ 37  

Berufung von Hochschullehrerinnen und Hochschullehrern 

 

(1) Die Rektorin oder der Rektor beruft die Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer auf 
Vorschlag des Fachbereichs. Sie oder er kann eine Professorin oder einen Professor 
abweichend von der Reihenfolge des Vorschlages des Fachbereichs berufen oder einen 
neuen Vorschlag anfordern. Ohne Vorschlag des Fachbereichs kann sie oder er eine 
Professorin oder einen Professor berufen, wenn der Fachbereich acht Monate nach 
Einrichtung, Zuweisung oder Freiwerden der Stelle, bei Freiwerden durch Erreichen der 
Altersgrenze drei Monate nach dem Freiwerden der Stelle, keinen Vorschlag vorgelegt hat, 
wenn er der Aufforderung zur Vorlage eines neuen Vorschlages bis zum Ablauf von sechs 
Monaten nicht nachgekommen ist oder wenn in dem neuen Vorschlag keine geeigneten 
Personen benannt sind, deren Qualifikation den Anforderungen der Stelle entspricht. In den 
Fällen der Sätze 2 und 3 ist der Fachbereich zu hören. 

(2) Bei der Berufung auf eine Professur können Juniorprofessorinnen oder Juniorprofessoren 
der eigenen Hochschule nur berücksichtigt werden, wenn sie nach ihrer Promotion die 
Hochschule gewechselt haben oder mindestens zwei Jahre außerhalb der berufenden 
Hochschule wissenschaftlich tätig waren. Wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
der eigenen Hochschule und das in § 78 Absatz 3 genannte Personal der eigenen 
Hochschule können nur in begründeten Ausnahmefällen und wenn zusätzlich die 
Voraussetzungen des Satzes 1 vorliegen, berücksichtigt werden. 

(3) Bei einer Berufung dürfen Zusagen über die Ausstattung des vorgesehenen 
Aufgabenbereiches nur befristet im Rahmen bereiter Haushaltsmittel erteilt werden. Zusagen 
über personelle und sächliche Mittel, die über die Grundausstattung für Forschung und Lehre 
hinausgehen, können mit der Verpflichtung verbunden werden, dass die Professorin oder der 
Professor für eine angemessene, im Einzelnen zu bestimmende Zeit an der Hochschule 
verbleiben wird. Für den Fall eines von der Professorin oder dem Professor zu vertretenden 
vorzeitigen Ausscheidens aus der Hochschule kann eine vollständige oder teilweise 
Erstattung der Mittel nach Satz 1 vereinbart werden. Die Erstattung setzt voraus, dass nach 
dem Ausscheiden der Professorin oder des Professors eine anderweitige Nutzung oder 
Verwertung dieser Mittel nicht oder nur mit wirtschaftlichem Verlust möglich ist. 

 

 

 

 



§ 37a  

Gewährleistung der Chancengerechtigkeit von Frauen und Männern bei der Berufung 
von Professorinnen und Professoren 

(1) Das Rektorat setzt für die in den Fachbereichen vertretenen Fächergruppen im 
Einvernehmen mit der Dekanin oder dem Dekan eine Gleichstellungsquote für in der Regel 
drei Jahre fest; der Beschluss ist im Verkündungsblatt zu veröffentlichen. Die 
Gleichstellungsquote bildet das Verhältnis zwischen den Frauen und Männern ab, die in der 
jeweiligen Fächergruppe innerhalb einer Ausgangsgesamtheit die 
Einstellungsvoraussetzungen für Professorinnen und Professoren erfüllen. Bei der 
Festsetzung der Gleichstellungsquote bestimmt das Rektorat die Ausgangsgesamtheit, 
innerhalb derer das Verhältnis nach Satz 2 ermittelt werden soll, nach sachgerechten, an 
dem Ziel der Gewährleistung der Chancengerechtigkeit orientierten Kriterien. 

(2) Die Hochschule strebt an, in den Fächergruppen ein Verhältnis zwischen Professorinnen 
und Professoren zu erreichen, welches der Gleichstellungsquote nach Absatz 1 entspricht. 
Dies gilt insbesondere hinsichtlich der Ausgestaltung des Verfahrens zur Vorbereitung der 
Berufungsvorschläge, der Beschlussfassungen der Berufungskommissionen und des 
Fachbereichsrats über den Berufungsvorschlag sowie hinsichtlich der Berufungen durch die 
Rektorin oder den Rektor. Satz 1 findet keine Anwendung, soweit in der Hochschule in 
einem Fach oder einer Fächergruppe der Anteil der Professorinnen im Verhältnis zu dem 
Anteil der Professoren überwiegt.  

(3) Die Hochschule wirkt darauf hin, dass innerhalb der Mitglieder der Gruppen nach § 11 
Absatz 1, insbesondere innerhalb der Gruppe der Hochschullehrerinnen und 
Hochschullehrer, das Verhältnis zwischen Frauen und Männern angemessen ist.  

(4) Das Nähere, insbesondere hinsichtlich der Festsetzung der Gleichstellungsquote und der 
Bildung der Fächergruppen, regelt mit Ausnahme des Verfahrens der Berufung durch die 
Rektorin oder den Rektor die Berufungsordnung. 

  

§ 38 

 Berufungsverfahren 

 

(1) Die Stellen für Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer sind vom Rektorat auf 
Vorschlag des Fachbereichs öffentlich auszuschreiben. Die Ausschreibung muss Art und 
Umfang der zu erfüllenden Aufgaben angeben. Von der Ausschreibung einer Professur kann 
abgesehen werden, wenn eine Professorin oder ein Professor in einem Beamtenverhältnis 
auf Zeit oder einem befristeten Beschäftigungsverhältnis auf eine Professur in einem 
Beamtenverhältnis auf Lebenszeit oder einem unbefristeten Beschäftigungsverhältnis 
berufen werden soll; von einer Ausschreibung kann in begründeten Fällen auch dann 
abgesehen werden, wenn eine Juniorprofessorin oder ein Juniorprofessor auf eine Professur 
in einem Beamtenverhältnis auf Lebenszeit oder einem unbefristeten 
Beschäftigungsverhältnis berufen werden soll. Darüber hinaus kann in Ausnahmefällen auf 
die Ausschreibung einer Professur verzichtet werden, wenn durch das Angebot dieser Stelle 
die Abwanderung einer Professorin oder eines Professors verhindert werden kann. Dies 
setzt voraus, dass ein mindestens gleichwertiger Ruf einer anderen Hochschule vorliegt. Von 
einer Ausschreibung kann in Ausnahmefällen auch abgesehen werden, wenn für die 
Besetzung der Professur eine in besonderer Weise qualifizierte Persönlichkeit zur Verfügung 



steht, deren Gewinnung im Hinblick auf die Stärkung der Qualität und Profilbildung im 
besonderen Interesse der Hochschule liegt. Die Entscheidung über den Verzicht auf die 
Ausschreibung nach Satz 3, 4 und 6 trifft das Rektorat auf Vorschlag des Fachbereichs und 
nach Anhörung der Gleichstellungsbeauftragten; im Falle des Satzes 6 bedarf die 
Entscheidung zusätzlich des Einvernehmens des Hochschulrats. In den Fällen der 
Wiederbesetzung entscheidet das Rektorat nach Anhörung der betroffenen Fachbereiche, 
ob die Aufgabenumschreibung der Stelle geändert, die Stelle einem anderen Fachbereich 
zugewiesen oder nicht wieder besetzt werden soll.  

(2) Der Fachbereich hat der Rektorin oder dem Rektor seinen Berufungsvorschlag zum 
frühestmöglichen Zeitpunkt, spätestens innerhalb der in § 37 Absatz 1 Satz 3 genannten 
Fristen, vorzulegen. Wird eine Stelle frei, weil die Inhaberin oder der Inhaber die 
Altersgrenze erreicht, soll der Berufungsvorschlag spätestens sechs Monate vor diesem 
Zeitpunkt vorgelegt werden.  

(3) Der Berufungsvorschlag zur Besetzung einer Professur soll drei Einzelvorschläge in 
bestimmter Reihenfolge enthalten und muss diese insbesondere im Hinblick auf die von der 
Stelleninhaberin oder dem Stelleninhaber zu erfüllenden Lehr- und Forschungsaufgaben 
ausreichend begründen. Dem Berufungsvorschlag sollen zwei vergleichende Gutachten 
auswärtiger Professorinnen oder Professoren beigefügt werden.  

(4) Das Verfahren zur Vorbereitung der Berufungsvorschläge zur Besetzung einer Professur 
einschließlich der Hinzuziehung auswärtiger Sachverständiger sowie das Verfahren zur 
Berufung der Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren regelt die vom Senat zu 
erlassende Berufungsordnung; die Schwerbehindertenvertretung ist zu beteiligen. Die 
Berufungsordnung soll hierbei zur Qualitätssicherung nach Satz 1 insbesondere Regelungen 
über Verfahrensfristen, über die Art und Weise der Ausschreibung, über die Funktion der 
oder des Berufungsbeauftragten, über die Zusammensetzung der Berufungskommissionen 
einschließlich auswärtiger Gutachterinnen und Gutachter, über die Entscheidungskriterien 
einschließlich der Leistungsbewertung in den Bereichen Lehre und Forschung sowie über 
den vertraulichen Umgang mit Bewerbungsunterlagen treffen. Der Berufungskommission 
sollen möglichst auswärtige Mitglieder angehören. Die Rektorin oder der Rektor kann der 
Berufungskommission Vorschläge unterbreiten. Die Berufung von Nichtbewerberinnen und -
bewerbern ist zulässig.  

(5) Die Bewerberin oder der Bewerber hat kein Recht auf Einsicht in die Akten des 
Berufungsverfahrens, soweit sie Gutachten über die fachliche Eignung enthalten oder 
wiedergeben. 

  

§ 39  

Dienstrechtliche Stellung der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer 

 

(1) Professorinnen und Professoren können, Professorinnen und Professoren, die auch in 
der Krankenversorgung tätig sind, sollen in einem privatrechtlichen Dienstverhältnis 
beschäftigt werden. In diesem Falle gelten § 122 Absatz 2, § 123 Absatz 2 und 3, § 124 
Absatz 1 Satz 1 bis 3, Absatz 2 bis 4 sowie § 126 des Landesbeamtengesetzes und die 
Vorschriften über den Sonderurlaub entsprechend. 

(2) Die Hochschule kann übergangsweise bis zur Besetzung der Stelle für eine Professorin 
oder einen Professor eine Vertreterin oder einen Vertreter, die oder der die 



Einstellungsvoraussetzungen einer Professorin oder eines Professors nach § 36 erfüllt, mit 
der Wahrnehmung der Aufgaben aus der Stelle beauftragen. Die Professurvertretung ist ein 
öffentlich-rechtliches Rechtsverhältnis eigener Art; sie begründet kein Dienstverhältnis. 

(3) Professorinnen und Professoren können im Zusammenhang mit dem Hauptamt stehende 
Lehrtätigkeiten im Bereich der Weiterbildung als Tätigkeit im Nebenamt übertragen werden, 
wenn die entsprechende Lehrtätigkeit der Professorin oder des Professors nicht auf ihre oder 
seine Lehrverpflichtung angerechnet wird. Die Hochschulen setzen die Höhe der Vergütung 
für Lehraufgaben nach Satz 1 im Rahmen der erzielten Einnahmen aus Gebühren und 
privatrechtlichen Entgelten fest. 

(4) Wird eine Professorin oder ein Professor zur Ärztlichen Direktorin oder zum Ärztlichen 
Direktor eines Universitätsklinikums bestellt, so ist sie oder er mit dem Tage der Aufnahme 
der Tätigkeit als Ärztliche Direktorin oder Ärztlicher Direktor aus dem Amt als Professorin 
oder Professor beurlaubt. Die Mitgliedschaftsrechte mit Ausnahme des Wahlrechts bestehen 
fort. Die Berechtigung zur Forschung und Lehre bleibt unberührt. 

(5) Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren werden für die Dauer von drei Jahren zu 
Beamtinnen oder Beamten auf Zeit ernannt. Das Beamtenverhältnis der Juniorprofessorin 
oder des Juniorprofessors soll mit ihrer oder seiner Zustimmung im Laufe des dritten Jahres 
um weitere drei Jahre verlängert werden, wenn sie oder er sich als Hochschullehrerin oder 
Hochschullehrer bewährt hat; anderenfalls kann das Beamtenverhältnis mit Zustimmung der 
Juniorprofessorin oder des Juniorprofessors um bis zu ein Jahr verlängert werden. Im Laufe 
des sechsten Jahres kann das Beamtenverhältnis der Juniorprofessorin oder des 
Juniorprofessors mit ihrer oder seiner Zustimmung um ein Jahr verlängert werden, wenn sie 
oder er sich als Hochschullehrerin oder als Hochschullehrer bewährt hat. 
Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren können auch in einem privatrechtlichen 
Dienstverhältnis beschäftigt werden. In diesem Falle gelten Sätze 1 bis 3 sowie § 122 Absatz 
2, § 125 Absatz 1 Satz 2 und 3 und Absatz 2, § 126 des Landesbeamtengesetzes und die 
Vorschriften über den Sonderurlaub entsprechend. 

(6) Personen mit der Qualifikation einer Professorin oder eines Professors nach § 36 können 
nebenberuflich als Professorinnen oder Professoren in einem privatrechtlichen 
Beschäftigungsverhältnis eingestellt werden. Auf sie finden die für die Einstellung, die 
Dienstaufgaben und die sonstigen für hauptberufliche Professorinnen und Professoren 
geltenden Regelungen Anwendung. Eine Nebenberuflichkeit liegt nur vor, wenn der 
Professorin oder dem Professor weniger als die Hälfte der regelmäßigen Dienstaufgaben 
einer vollbeschäftigten Professorin oder eines vollbeschäftigten Professors übertragen wird. 
Die Einstellung ist nicht zulässig, wenn die Professorin oder der Professor bereits 
hauptberuflich an einer Hochschule tätig ist. Die für die Teilzeitbeschäftigung allgemein 
geltenden Vorschriften bleiben unberührt. 

(7) Das Ministerium wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Finanzministerium und dem 
für Inneres zuständigen Ministerium durch Rechtsverordnung Regelungen hinsichtlich einer 
Altersgrenze für die Einstellung oder Übernahme von Hochschullehrerinnen oder 
Hochschullehrern in ein Beamtenverhältnis zu treffen. 

  

 


